
 

 

 
 
 
 
 
 
 

 
 
 
 

 
 

 
 

Sehr geehrte Damen und Herren, 

jeder Jahreswechsel bringt Änderungen im Steuerrecht mit sich, 

und 2019 macht da keine Ausnahme. In dieser Ausgabe lesen Sie, 

was sich 2019 alles geändert hat. Außerdem steht der Brexit vor 

der Tür, und Vieles deutet auf einen chaotischen Austritt Großbri-

tanniens ohne Abkommen mit der EU hin. Betroffenen Unterneh-

men und Bürgern bleiben nur noch wenige Wochen zur Vorberei-

tung auf einen harten Brexit. Hier ist die Übersicht der Themen in 

dieser Ausgabe: 
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 Feb Mär Apr 

Umsatzsteuer mtl. 11. 11. 10. 

Umsatzsteuer viertelj. - - 10. 

Lohnsteuer 11. 11. 10. 

Einkommensteuer - 11. - 

Körperschaftsteuer - 11. - 

Vergnügungsteuer 11. 11. 10. 

Schonfrist für Zahlungen 

zu obigen Steuern 
14. 14. 15. 

Gewerbesteuer 15. - - 

Grundsteuer 15. - - 

Schonfrist für Zahlungen 

zur Gewerbe-/Grundst. 
18. - - 

SV-Beitragsnachweis 22. 25. 24. 

Fälligkeit der SV-Beiträge 26. 27. 26. 

 

 

AAUUFF  DDEENN  PPUUNNKKTT  

»Ich beschäftige mich täglich mit 

komplexen mathematischen Prob-

lemen, aber mit dem Brexit will 

ich nichts am Hut haben.« 

»Die Zeiten sind vorbei, in denen 

wir noch alleine gegen die Welt be-

stehen konnten. Wir müssen Teil ei-

ner größeren Gruppe von Nationen 

sein, sowohl für unsere Sicherheit 

als auch für unseren Handel« 

Stephen Hawking 
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Überblick der Änderungen für 2019 

Neben Änderungen bei der Umsatzsteuer müssen sich dieses 
Jahr insbesondere Arbeitgeber und Arbeitnehmer mit neuen 
Vorgaben bei der Steuer und Sozialversicherung abfinden. 

Mit jedem Jahreswechsel müssen sich Unternehmen und Privatleu-

te aufs Neue an Änderungen im Steuerrecht, bei der Sozialversi-

cherung und in vielen anderen Rechtsgebieten gewöhnen. Auch 

2019 fällt der Katalog an Änderungen umfangreich aus. Anders als 

in den letzten Jahren beschränken sich die Neuregelungen diesmal 

allerdings fast vollständig auf zwei Bereiche: Neben einigen Ände-

rungen bei der Umsatzsteuer sind es vor allem Arbeitgeber und Ar-

beitnehmer, die von den Änderungen betroffen sind. 

Was dieses Jahr im Einzelnen zu beachten ist, haben wir hier für 

Sie zusammengestellt. Daneben gibt es noch einige Änderungen, 

die bereits 2018 in Kraft getreten sind, sich aber erst jetzt wirklich 

bemerkbar machen, weil sie den Jahresabschluss oder die Steuer-

erklärungen für 2018 betreffen. Mehr dazu erfahren Sie in einem 

separaten Beitrag. 

 Grundfreibetrag: Der Grundfreibetrag (steuerfreies Existenzmi-

nimum) steigt 2019 um 168 Euro auf 9.168 Euro. Auch der 

Höchstbetrag für den Ab-

zug von Unterhaltsleistun-

gen wird um 168 Euro auf 

9.168 Euro angehoben. 

 Kalte Progression: Damit 

Lohnsteigerungen auch im 

Geldbeutel der Beschäftig-

ten ankommen, wird mitt-

lerweile jährlich der Effekt 

der „kalten Progression“ ausgeglichen. Dazu werden die Eck-

werte des Einkommensteuertarifs um die Inflationsrate des Vor-

jahres verschoben – für 2019 also um 1,84 %. 

 Kindergeld: Das Kindergeld wird ab dem 1. Juli 2019 um 10 Eu-

ro pro Kind und Monat erhöht. Es beträgt dann 204 Euro monat-

lich für das erste und zweite Kind, 210 Euro für das dritte Kind 

und 235 Euro für jedes weitere Kind. 

 Kinderfreibetrag: Der Kinderfreibetrag steigt 2019 für jeden El-

ternteil um jeweils 96 Euro auf 2.490 Euro (insgesamt also um 

192 Euro auf 4.980 Euro). Die steuerliche Entlastungswirkung 

entspricht dem Jahresbetrag der Kindergelderhöhung (60 Euro). 

 Krankenversicherung: Seit dem 1. Januar 2019 müssen Arbeitge-
ber und Arbeitnehmer die Beiträge zur Krankenversicherung 
einschließlich der Zusatzbeiträge wieder je zur Hälfte zahlen. 
Die Reform der großen Koalition von 2005, nach der Arbeitneh-
mer für die Zusatzbeiträge allein aufkommen mussten, ist damit 
wieder rückgängig gemacht. Von einer weiteren Neuregelung 
profitieren Selbständige mit geringen Einnahmen, die freiwillig 
Mitglied in der gesetzlichen Krankenversicherung sind. Bei ihnen 
halbiert sich der monatliche Mindestbeitrag auf 171 Euro. 

 Pflegeversicherung: Der Beitrag zur Pflegeversicherung ist 2019 

um 0,5 % gestiegen. Arbeitgeber und Arbeitnehmer teilen sich 

damit einen Beitrag von 3,05 % des Bruttolohns. Mit dem 

Kinderlosenzuschlag von 0,25 % müssen Versicherte ohne Kinder 

nun sogar einen Beitrag von 3,3 % schultern. Dass sich die deut-

liche Erhöhung in diesem Jahr nicht schmerzhaft bemerkbar 

macht, liegt allein an der gleichzeitigen Senkung des Beitrags 

KKUURRZZ  NNOOTTIIEERRTT  

Sonderabschreibung beim 
Mietwohnungsbau weiter unklar 

Der Bundesrat hat am 14. Dezember 2018 

kurzfristig den Gesetzesbeschluss zu Son-

derabschreibungen beim Mietwohnungs-

neubau abgesetzt. Die Länder hatten in 

ihrer Stellungnahme zum Gesetz vor allem 

eine fehlende Begrenzung der Miethöhe 

bemängelt. Außerdem hatte der Bundes-

rat kritisiert, dass die Begrenzung der ab-

schreibungsfähigen Kosten auf 3.000 Euro 

pro Quadratmeter nicht ausreicht, um 

neue Wohnungen im bezahlbaren Miet-

segment zu schaffen. Das Gesetzgebungs-

verfahren ist damit allerdings nicht been-

det. Auf Antrag eines Landes oder der 

Bundesregierung kann der Gesetzesbe-

schluss wieder in die Tagesordnungen des 

Bundesrates genommen werden. 

 

Soli-Abschaffung bleibt umstritten 

Im Koalitionsvertrag hat sich die Große 

Koalition darauf festgelegt, dass der Soli-

daritätszuschlag in dieser Legislaturperio-

de für mindestens 90 % der Steuerzahler 

wegfallen soll. Das soll durch die Einfüh-

rung einer Freigrenze von 61.000 Euro ge-

schehen. Bis zu einem Einkommen von 

76.000 Euro soll es immerhin noch einen 

teilweisen Erlass geben. Forderungen aus 

der Union, den Soli einfach komplett ab-

zuschaffen, begegnet die SPD jedoch mit 

deutlichem Widerstand. Wann und wie 

der Soli wegfällt, ist damit weiter unklar. 

 

Ende der Doppelverbeitragung bei 
Betriebsrenten gefordert 

Mit einer Bundesrats-Entschließung möch-

te Bayern die Bundesregierung auffor-

dern, zu prüfen, wie die bisherige Dop-

pelverbeitragung von Betriebsrenten in 

der Krankenversicherung beendet werden 

kann. Zu überlegen sei insbesondere, ob 

die Krankenversicherungsbeiträge in der 

Auszahlungsphase halbiert werden können 

und die Umwandlung der bisherigen Frei-

grenze in einen Freibetrag möglich ist. 

Die Doppelverbeitragung geht auf eine 

Entscheidung der rot-grünen Bundesregie-

rung aus dem Jahr 2004 zurück. Um mehr 

Geld für die Krankenkassen einzutreiben, 

wurde damals beschlossen, ohne Über-

gangsfrist und rückwirkend für bestehen-

de Verträge Betriebsrenten nicht nur in 

der Anspar-, sondern auch in der Auszahl-

phase im Rentenalter mit dem vollen Bei-

tragssatz zur Kranken- und Pflegeversi-

cherung zu belasten.  
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zur Arbeitslosenversicherung. Außerdem wird es bei dieser An-

hebung nach einer Studie des Prognos-Instituts nicht bleiben. 

Während die Bundesregierung derzeit davon ausgeht, dass der 

Beitrag nach dieser Anhebung zumindest bis 2022 stabil bleiben 

wird, kommt Prognos nach einem Bericht der Süddeutschen Zei-

tung zu dem Ergebnis, dass der Beitrag spätestens in sechs Jah-

ren wieder erhöht werden muss und zwischen 2025 und 2045 bis 

auf 4,25 % steigt. Im Jahr ihrer Einführung lag der Beitrag zur 

Pflegeversicherung gerade einmal bei 1 % des Bruttolohns. 

 Arbeitslosenversicherung: Der Beitragssatz zur Arbeitsförde-

rung wird 2019 von 3,0 % auf 2,6 % gesenkt und die für die Be-

rechnung des Arbeitslosengeldes und weiterer Leistungen maß-

gebliche Sozialversicherungspauschale wird von 21 % auf 20 % 

gesenkt. Zusammen mit einer weiteren, bis Ende 2022 befriste-

ten Absenkung des Bei-

tragssatzes um 0,1 % re-

duziert sich der Beitrags-

satz zur Arbeitslosenver-

sicherung also um 0,5 % 

und gleicht damit zumin-

dest bis 2022 den Anstieg 

des Beitrags zur Pflege-

versicherung um ebenfalls 

0,5 % aus. 

 Künstlersozialabgabe: Nachdem die Künstlersozialabgabe in 

den letzten Jahren immer wieder abgesenkt wurde – zuletzt vor 

einem Jahr von 4,8 % auf 4,2 % - bleibt der Abgabesatz 2019 un-

verändert auf dem historisch niedrigen Niveau von 4,2 %. Die 

Künstlersozialabgabe müssen Unternehmen zahlen, die künstle-

rische und publizistische Leistungen verwerten. 

 Mindestlohn: Seit 2015 gibt es in Deutschland den gesetzlichen 

Mindeststundenlohn, für den alle zwei Jahre eine Anpassung an 

die allgemeine Lohnentwicklung vorgesehen ist. Ab dem 1. Ja-

nuar 2019 gilt daher ein um 0,35 Euro höherer Mindestlohns von 

9,19 Euro pro Stunde. Im kommenden Jahr soll der Mindestlohn 

noch einmal steigen, und zwar um 0,16 Euro auf 9,35 Euro. 

 Gleitzonenfaktor: Seit dem 1. Januar 2019 gilt für Beschäftigte 

in der Gleitzone von 450,01 Euro bis 850,00 Euro Entgelt im Mo-

nat der neue Gleitzonenfaktor 0,7566 (Faktor F). Zum 1. Juli 

wird dann zur Entlastung von Geringverdienern die Gleitzone 

durch einen erweiterten Übergangsbereich von 450,01 Euro bis 

1.300,00 Euro abgelöst. Dabei bleibt sichergestellt, dass die re-

duzierten Rentenversicherungsbeiträge im Übergangsbereich 

nicht zu niedrigeren Rentenleistungen führen. Auch hier gilt 

dann der neue Gleitzonenfaktor 0,7566. 

 Elektro-Firmenwagen: Zur Förderung der Elektromobilität gilt 

ab 2019 eine Halbierung der Bemessungsgrundlage bei der pau-

schalen Ermittlung des geldwerten Vorteils aus der Nutzung ei-

nes Firmenwagens. Statt 1 % des Listenpreises sind für Elektro- 

und Hybridfahrzeuge, die zwischen dem 1. Januar 2019 und 

dem 31. Dezember 2021 angeschafft oder geleast werden, also 

monatlich nur 0,5 % des Listenpreises für die Privatnutzung zu 

versteuern. Für Fahrten zwischen Wohnung und Arbeit fallen 

entsprechend nur 0,015 % pro Monat und Entfernungskilometer 

an statt 0,03 %. Hybridfahrzeuge sind nur begünstigt, wenn die 

Reichweite des Elektroantriebs mindestens 40 km beträgt und 

ein bestimmter CO2-Wert nicht überschritten wird. Die Begüns-

tigung ist nicht nur finanziell attraktiv, sondern kann für Elekt-

Sachbezugswerte für 2019 

Der Bundesrat hat im Oktober 2018 die 

neuen Sachbezugswerte  für das Jahr 2019 

beschlossen. Erneut werden sowohl der 

Wert für eine freie Unterkunft als auch 

der Wert für Mahlzeiten um je rund 2,2, % 

angehoben. Die Sachbezugswerte betra-

gen in 2019 bundeseinheitlich 

 für eine freie Unterkunft monatlich 

231 Euro oder täglich 7,70 Euro; 

 für unentgeltliche oder verbilligte 

Mahlzeiten kalendertäglich 8,37 Euro 

(2018: 8,20 Euro), davon entfallen 

1,77 Euro auf ein Frühstück und je 

3,30 Euro auf ein Mittag- oder Abend-

essen. Der monatliche Sachbezugswert 

beträgt 251 Euro (bisher 246 Euro; 

Frühstück 53 statt 52 Euro, Mittag- und 

Abendessen 99 statt 97 Euro). 

 

Beitragsbemessungsgrenzen 2019 

Zum 1. Januar 2019 wurden die Beitrags-

bemessungsgrenzen der Sozialversiche-

rung und andere Sozialversicherungswerte 

wieder wie jedes Jahr an die Lohnent-

wicklung im vorangegangenen Jahr ange-

passt. Die neuen Eckwerte basieren auf 

einer durchschnittlichen Lohnsteigerung 

von 2,52 %, wobei Ostdeutschland durch 

die geringere Anhebung im letzten Jahr 

diesmal einen deutlichen Anstieg erfährt. 

 Die Beitragsbemessungsgrenze in der 

Renten- und Arbeitslosenversicherung 

steigt im Westen um 2.400 Euro auf 

80.400 Euro (6.700 Euro mtl.). Im Os-

ten steigt sie um 4.200 Euro auf dann 

73.800 Euro (6.150 Euro mtl.). 

 In der knappschaftlichen Versicherung 

steigt die Grenze im Westen um 2.400 

Euro auf dann 98.400 Euro (8.200 Euro 

mtl.). Auch im Osten beträgt die Erhö-

hung enorme 5.400 Euro auf nun 

91.200 Euro (7.600 Euro mtl.). 

 In der Kranken- und Pflegeversiche-

rung ist die Beitragsbemessungsgrenze 

bundesweit einheitlich festgelegt und 

erhöht sich um 1.350 Euro auf jetzt 

54.450 Euro (4.537,50 Euro mtl.). Die 

Versicherungspflichtgrenze liegt aller-

dings 6.300 Euro höher bei 60.750 Euro 

im Jahr (5.062,50 Euro mtl.). 

 Die Bezugsgröße, die zum Beispiel für 

die Mindestbeitragsbemessungsgrund-

lage für freiwillige Mitglieder in der 

gesetzlichen Krankenversicherung re-

levant ist, erhöht sich im Westen wie-

der um 840 Euro auf 37.380 Euro im 

Jahr (3.115 Euro mtl.). Im Osten steigt 

sie um 2.100 Euro auf 34.440 Euro im 

Jahr (2.870 Euro mtl.). 
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ro-Firmenwagen auch das Führen von Fahrtenbüchern obsolet 

machen, weil die pauschale Versteuerung günstiger ist. Mit 

Fahrtenbuch werden Autos mit Elektroantrieb zwar auch be-

günstigt, aber nur soweit es die Abschreibung auf den Kaufpreis 

oder die Leasingkosten angeht, nicht bei anderen Ausgaben fürs 

Fahrzeug. Für Firmenwagen, die außerhalb dem begünstigten 

Zeitraum angeschafft oder geleast werden, gibt es weiterhin 

den bereits bestehenden Nachteilsausgleich für den Anteil, den 

das Batteriesystem am Kaufpreis hat. 

 Dienstfahrräder: Die Begünstigung von Elektro-Firmenwagen 

wird von einer befristeten Steuerbefreiung für die Nutzung ei-

nes Dienstfahrrads begleitet. Bis Ende 2021 sind zusätzlich zum 

ohnehin geschuldeten Arbeitslohn vom Arbeitgeber gewährte 

Vorteile für die Überlassung eines betrieblichen Fahrrads oder – 

im Fall von Selbstständigen 

und Unternehmern – die 

private Nutzung eines be-

trieblichen Fahrrads steu-

erfrei, sofern das Fahrrad 

oder E-Bike verkehrsrecht-

lich kein Kraftfahrzeug ist. 

Die steuerfreien Vorteile 

für ein Fahrrad werden zu-

dem in der Steuererklärung 

nicht auf die Entfernungspauschale angerechnet. Gilt ein Elekt-

rofahrrad verkehrsrechtlich als Kraftfahrzeug, sind für die Be-

wertung des geldwerten Vorteils allerdings die Regelungen der 

Dienstwagenbesteuerung anzuwenden. 

 Steuerfreie Jobtickets: Bislang gehörten Arbeitgeberleistungen 

für Fahrten des Arbeitnehmers zwischen Wohnung und erster 

Tätigkeitsstätte, einem weiträumigen Tätigkeitsgebiet oder ei-

nem vom Arbeitgeber festgelegten Sammelpunkt zum steuer-

pflichtigen Arbeitslohn. Solche Sachbezüge blieben nur dann 

steuerfrei, wenn der geldwerte Vorteil pro Monat insgesamt die 

Freigrenze von 44 Euro nicht überstieg. Allerdings sind bei der 

Prüfung der 44 Euro Freigrenze auch alle anderen Sachbezüge 

zu berücksichtigen. Bei Überschreiten der Freigrenze sind dann 

alle Sachbezüge steuerpflichtig. Ab diesem Jahr sind zusätzlich 

zum ohnehin geschuldeten Arbeitslohn gewährte Zuschüsse und 

Sachbezüge des Arbeitgebers für die Nutzung öffentlicher Ver-

kehrsmittel im Linienverkehr auf solchen Fahrten steuerfrei. 

Ausgenommen sind also ausdrücklich Taxis und Fluglinien. Die 

Steuerbegünstigung gilt außerdem für private Fahrten im öf-

fentlichen Personennahverkehr. Diese geldwerten Vorteile fal-

len damit nicht mehr unter die monatliche Freigrenze von 44 

Euro, werden dafür jedoch auf die Entfernungspauschale ange-

rechnet. Damit sollen Arbeitnehmer, die ein steuerfreies Jobti-

cket erhalten, nicht übermäßig begünstigt werden gegenüber 

Arbeitnehmern, die die Fahrkarten selbst aus ihrem versteuer-

ten Einkommen bezahlen. 

 Gutscheine: Die Umsetzung der EU-Gutschein-Richtlinie in 

deutsches Recht ist zum Jahreswechsel in Kraft getreten und 

soll eine einheitliche umsatzsteuerliche Behandlung von Gut-

scheinen im europäischen Binnenmarkt gewährleisten. Bei Gut-

scheinen wurde bisher zwischen Wertgutscheinen und Waren- 

oder Sachgutscheinen unterschieden. Während Wertgutscheine 

gegen eine beliebige Ware oder Dienstleistung eingetauscht 

werden können, beziehen sich Waren- und Sachgutscheine auf 

eine konkrete Ware oder Dienstleistung. Die Ausgabe eines 

ElsterFormular letztmalig für 
Steuererklärung 2019 verfügbar 

Das Bayerische Landesamt für Steuern, 

das für alle Bundesländer die verschiede-

nen ELSTER-Dienste für den elektroni-

schen Steuerdatenverkehr bereitstellt, 

weist darauf hin, dass die Software Els-

terFormular letztmalig für die Erstellung 

der Steuererklärung für das Jahr 2019 zur 

Verfügung stehen wird. Das bedeutet 

nicht, dass die Software ab 2020 nicht 

mehr nutzbar wäre, sondern nur, dass für 

das Steuerjahr 2020 keine neuen Eingabe-

formulare in der Software mehr verfügbar 

sein werden. Als Alternative zu Elster-

Formular bietet die Finanzverwaltung die 

Website „Mein ELSTER“ an, über die nicht 

nur Steuererklärungen möglich sind, son-

dern auch verschiedene elektronische An-

träge, Mitteilungen und Einsprüche ans 

Finanzamt gesendet werden können. 

 

Notärztlicher Bereitschaftsdienst 
im Sport ist umsatzsteuerfrei 

Leistungen eines Arztes im Rahmen eines 

Notdienstes, die dazu dienen, gesundheit-

liche Gefahrensituationen frühzeitig zu 

erkennen, um sofort geeignete Maßnah-

men einleiten und damit einen größtmög-

lichen Erfolg einer späteren Behandlung 

sicherstellen zu können, sind umsatzsteu-

erfreie Heilbehandlungen. Der Bundesfi-

nanzhof hat mit dieser Entscheidung ei-

nem Arzt Recht gegeben, der bei Sport-

veranstaltungen sowohl im Vorfeld mögli-

che Gesundheitsgefährdungen analysierte 

als auch während der Veranstaltung die 

Teilnehmer betreute. 

 

Vorsteuerabzug aus der 
Anschaffung von Luxussportwagen 

In zwei Verfahren hat sich das Finanzge-

richt Hamburg mit dem Vorsteuerabzug 

für Sportwagen befasst, die die Unter-

nehmer jeweils als Firmenwagen ange-

schafft hatten. Auch wenn die Fälle recht 

ähnlich liegen und die Sportwagen in bei-

den Fällen mit einem Kaufpreis zwischen 

150.000 und 300.000 Euro eindeutig zum 

Luxussegment gehören, hat das Gericht 

unterschiedlich entschieden. Einen Lam-

borghini Aventador sah das Gericht als 

unangemessenen Repräsentationsaufwand 

an, womit auch der Vorsteuerabzug aus 

der Anschaffung ausscheidet. Bei einem 

Ferrari California ging das Gericht dage-

gen davon aus, dass zwar private Interes-

sen bei der Anschaffung eindeutig eine 

Rolle spielten, der Sportwagen aber auch 

zur Eröffnung substantieller Geschäfts-

chancen geführt hat. 
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Wertgutscheins wurde bislang lediglich als Tausch von Zah-

lungsmitteln behandelt und war damit selbst keine Leistung im 

umsatzsteuerlichen Sinn. Die Umsatzsteuer entstand erst bei 

der Einlösung des Gutscheins. Bei Waren- oder Sachgutscheinen 

gilt die im Gutschein bezeichnete Leistung dagegen bereits bei 

Ausgabe des Gutscheins als erbracht. Daher ist der bei Kauf ei-

nes Warengutscheins gezahlte Betrag eine umsatzsteuerpflicht-

ige Anzahlung. Ab 2019 wird stattdessen zwischen Einzweck-

Gutscheinen und Mehrzweck-Gutscheinen unterschieden. Bei 

einem Einzweck-Gutschein liegen bereits bei dessen Ausstellung 

alle Informationen vor, die benötigt werden, um die umsatz-

steuerliche Behandlung der Umsätze mit Sicherheit zu bestim-

men. Solche Gutscheine 

werden dementsprechend 

schon bei der Ausgabe 

besteuert. Alle anderen 

Gutscheine sind Mehr-

zweck-Gutscheine, bei 

denen erst die Einlösung 

der Umsatzsteuer unter-

liegt. Die Regelung gilt 

ausdrücklich nicht für 

Coupons, die den Inhaber nur zu einem Preisnachlass berechti-

gen. In vielen Fällen wird die Neuregelung keine Änderungen 

bei der umsatzsteuerlichen Handhabung von Gutscheinen haben. 

In bestimmten Fällen wird die Ausgabe eines Gutscheins aber 

nicht mehr als Anzahlung anzusehen sein, bei der die angemel-

dete Umsatzsteuer im Fall einer Nichteinlösung des Gutscheins 

berichtigt werden kann. Stattdessen liegt ein Einzweck-

Gutschein vor, bei dem schon die Ausgabe des Gutscheins eine 

endgültige Besteuerung auslöst, die auch bei einer Nichteinlö-

sung nicht mehr berichtigt werden kann. 

 Elektronische Marktplätze: Künftig müssen Betreiber elektro-

nischer Marktplätze bestimmte Daten der Verkäufer erfassen, 

um eine Prüfung der Umsätze durch das Finanzamt zu ermögli-

chen. Vor allem Unternehmen aus Nicht-EU-Staaten verletzen 

auf Online-Marktplätzen häufig ihre steuerlichen Pflichten und 

führen für ihre Umsätze keine Umsatzsteuer ab. Zu den Daten, 

die die Betreiber aufzeichnen müssen, gehören Name, vollstän-

dige Anschrift und Steuernummer des Verkäufers, Versand- und 

Lieferadresse sowie Zeitpunkt und Höhe des Umsatzes. Die Auf-

zeichnungspflicht gilt ab dem 1. März 2019 für Anbieter aus 

Nicht-EU-Staaten und ab dem 1. Oktober 2019 auch für alle an-

deren Anbieter. Darüber hinaus können Betreiber für nicht ent-

richtete Umsatzsteuer aus dem Handel über ihre Plattform in 

Haftung genommen werden. Von der Haftung kann sich der Be-

treiber befreien, wenn er die Aufzeichnungspflichten erfüllt, 

eine Bescheinigung über die steuerliche Erfassung des Händlers 

vorlegt oder steuerunehrliche Händler von der Handelsplatt-

form ausschließt. Mehr dazu finden Sie im Beitrag „Details zur 

Aufzeichnungspflicht auf elektronischen Marktplätzen“. 

 Elektronische Dienstleistungen: Auf elektronischem Weg er-

brachte Dienstleistungen an Nichtunternehmer muss der Anbie-

ter seit 2015 dort versteuern, wo der Leistungsempfänger an-

sässig ist. Für Existenzgründer und Kleinbetriebe bedeutet das 

einen erheblichen bürokratischen Aufwand. Das ändert sich 

jetzt, denn ab 2019 gilt diese Pflicht nicht mehr, wenn der Net-

toumsatz mit solchen Leistungen an ausländische Leistungsemp-

fänger im vorangegangenen Kalenderjahr 10.000 Euro nicht 

überschritten hat und im laufenden Kalenderjahr nicht über-

Details zur Aufzeichnungspflicht 
auf elektronischen Marktplätzen 

Das inoffizielle Jahressteuergesetz 2018 

enthält zwar viele Änderungen im Steuer-

recht, ist aber nur nach einer dieser Än-

derungen benannt: Mit dem „Gesetz zur 

Vermeidung von Umsatzsteuerausfällen 

beim Handel von Waren im Internet und 

zur Änderung weiterer steuerlicher Vor-

schriften“ wurde eine neue Aufzeich-

nungspflicht samt Haftungsregelung für 

die Betreiber elektronischer Marktplätze 

eingeführt. Die neue Aufzeichnungspflicht 

wird zwar erst im Lauf des Jahres 2019 

wirksam, das Bundesfinanzministerium 

hat aber erfreulicherweise schon jetzt, 

also rechtzeitig vor Inkrafttreten der neu-

en Vorgaben, Details dazu geregelt. 

Betroffen von der Änderung sind zwar in 

erster Linie die Betreiber elektronischer 

Marktplätze, doch letztlich wirkt sie sich 

auch auf alle Händler aus, die über Ama-

zon & Co. ihre Waren verkaufen. Das Ge-

setz sieht nämlich vor, dass die Markt-

platzbetreiber sich von den Verkäufern 

eine Bescheinigung über die steuerliche 

Erfassung vorlegen lassen können, um vor 

der Haftung für Umsatzsteuerausfälle si-

cher zu sein. Es ist daher davon auszuge-

hen, dass die Betreiber der großen Ver-

kaufsplattformen schon bald alle Anbieter 

dazu auffordern, eine solche Bescheini-

gung vorzulegen, um weiter über die 

Plattform verkaufen zu können. 

Wer Waren oder sonstige Leistungen auf 

Handelsplattformen wie Amazon und eBay 

verkauft, lässt sich deshalb am besten 

schon jetzt eine entsprechende Beschei-

nigung vom Finanzamt ausstellen, um die-

se bei der zu erwartenden Anforderung 

durch den Plattformbetreiber zur Hand zu 

haben. Den Vordruck für das Antragsfor-

mular hat das Bundesfinanzministerium 

bereits im Dezember 2018 veröffentlicht. 

Für den Antrag ist das Formular nicht 

zwingend vorgeschrieben, solange im An-

trag alle vorgesehenen Angaben enthalten 

sind. Ein Antrag per E-Mail ans Finanzamt 

ist daher ebenfalls möglich. 

Mittelfristig soll das Bescheinigungsver-

fahren komplett elektronisch abgewickelt 

werden. Bis ein entsprechendes Verfahren 

eingerichtet ist, stellt das Finanzamt die 

Bescheinigung übergangsweise in Papier-

form aus. Diese Bescheinigung ist dann 

längstens bis zum 31. Dezember 2021 gül-

tig. Unabhängig davon, auf wie vielen 

Handelsplattformen der Unternehmer sei-

ne Waren anbietet, erhält er nur eine Be-

scheinigung. Diese kann er dann zur Wei-

terleitung an die Plattformbetreiber in 

ein elektronisches Format konvertieren 

(Scan, Foto etc.). 
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schreitet. Kleinunternehmen mit ausschließlichem Sitz in 

Deutschland können daher künftig wieder alle Leistungen im In-

land versteuern, unabhängig davon, ob der Leistungsempfänger 

ebenfalls im Inland ansässig ist oder nicht. Ein Verzicht auf die-

se Umsatzschwelle ist möglich, allerdings bindet die Verzichts-

erklärung das Unternehmen für mindestens zwei Kalenderjahre. 

 Rechnungsstellung: Zur Entlastung vor allem kleiner Unter-

nehmen wurden die Vorschriften für die Rechnungstellung für 

grenzüberschreitende Umsätze ergänzt. Nutzt das Unternehmen 

für seine in anderen Mitgliedstaaten umsatzsteuerpflichtigen 

Umsätze den Mini-One-Stop-Shop (MOSS), gilt für die Rech-

nungsstellung ausschließlich das Recht des EU-Staates, in dem 

die MOSS-Registrierung erfolgt ist. Bisher mussten die Rechnun-

gen nach dem Recht des Empfängerlandes ausgestellt werden. 

 Weiterbildungsförderung: Mit dem kurz vor Weihnachten ver-

abschiedeten Qualifizierungschancengesetz stehen die Weiter-

bildungsangebote der Arbeitsagentur künftig auch Beschäftigten 

offen, um Arbeitslosigkeit bereits im Vorfeld zu verhindern. Au-

ßerdem werden die Förderleistungen verbessert, indem neben 

den Weiterbildungskosten auch für während der Weiterbildung 

vom Arbeitgeber fortgezahltes Arbeitsentgelt Zuschüsse an den 

Arbeitgeber gezahlt wer-

den können. Die Übernah-

me von Weiterbildungskos-

ten und die Zahlung von 

Zuschüssen zum Arbeits-

entgelt setzen grundsätz-

lich eine Kofinanzierung 

durch den Arbeitgeber vo-

raus, die sich nach der Be-

schäftigtenzahl richtet. In 

Betrieben mit 10 bis 250 Beschäftigten soll der Arbeitgeber 

mindestens 50 % der Fortbildungskosten tragen, in noch größe-

ren Betrieben mindestens 75 %. Bei Betrieben mit weniger als 

10 Beschäftigten ist keine Kostenbeteiligung vorgesehen. Auch 

für ältere oder schwerbehinderte Arbeitnehmer sind Ausnah-

memöglichkeiten vorgesehen. 

 Lohnkostenzuschüsse: Staatlich geförderte Jobs sollen Lang-

zeitarbeitslosen ab diesem Jahr den Wiedereinstieg ins Berufs-

leben erleichtern. Der Zuschuss für Personen, die in den ver-

gangenen sieben Jahren mindestens sechs Jahre Hartz IV bezo-

gen haben und mindestens 25 Jahre alt sind, wird fünf Jahre 

gewährt. Er beträgt in den ersten zwei Jahren 100 % des gesetz-

lichen Mindestlohns. Ist der Arbeitgeber tarifgebunden oder ta-

riforientiert, richtet sich der Zuschuss stattdessen nach dem zu 

zahlenden Arbeitsentgelt. Nach den ersten beiden Jahren sinkt 

der Zuschuss um 10 % pro Jahr. Außerdem können Hartz-IV-

Empfänger, die seit mindestens zwei Jahren arbeitslos sind, 

Lohnkostenzuschüsse geltend machen. Sie erhalten als staatli-

che Förderung im ersten Jahr 75 % und im zweiten Jahr 50 % des 

gezahlten Lohnes. 

 Betriebsrenten: Bei einer reinen Beitragszusage muss der Ar-

beitgeber im Fall einer Entgeltumwandlung die eingesparten 

Sozialversicherungsbeiträge in Form eines Zuschusses zu den 

Beiträgen an den Arbeitnehmer weitergeben. Konkret muss der 

Arbeitgeber mindestens 15 % des umgewandelten Entgelts zu-

sätzlich als Arbeitgeberzuschuss an die Versorgungseinrichtung 

weiterleiten, allerdings nur sofern tatsächlich Sozialversiche-

rungsbeiträge in dieser Höhe eingespart wurden. Liegt die Er-

Falls die Bescheinigung verloren gehen 

sollte, stellt das Finanzamt eine Ersatzbe-

scheinigung aus. Auch für den Fall, dass 

sich bestimmte Daten ändern (neue An-

schrift nach einem Umzug), stellt das Fi-

nanzamt auf Antrag eine neue Bescheini-

gung aus. Hat der Plattformbetreiber be-

gründete Zweifel an der Echtheit einer 

vorgelegten Bescheinigung, muss ihm das 

Finanzamt auf Anfrage Auskunft über die 

Gültigkeit der Bescheinigung erteilen. 

Auch Kleinunternehmer erhalten auf An-

trag eine Bescheinigung vom Finanzamt. 

Eine Bescheinigung ist nur dann entbehr-

lich, wenn der Unternehmer im Inland 

keine umsatzsteuerpflichtigen Umsätze 

ausführt, also z. B. seine Waren aus ei-

nem Nicht-EU-Staat liefert. Im Einzelnen 

muss der Marktplatzbetreiber für alle Um-

sätze, bei denen die Warenbewegung im 

Inland beginnt oder endet, folgende An-

gaben aufzeichnen: 

 den vollständigen Namen und die voll-

ständige Anschrift des liefernden Un-

ternehmers unter der dieser im Inland 

steuerlich erfasst ist oder die er im 

Antrag auf steuerliche Erfassung ange-

geben hat 

 die dem Unternehmer vom zuständigen 

Finanzamt erteilte Steuernummer 

 soweit vorhanden die Umsatzsteuer-

Identifikationsnummer (UStIdNr.) 

 Beginn und Enddatum der Gültigkeit 

der vom zuständigen Finanzamt erteil-

ten Bescheinigung über die steuerli-

che Erfassung des Unternehmers 

 vollständige Anschriften des Orts, an 

dem die Warenbewegung beginnt, 

und des Bestimmungsorts gemäßt den 

Vorgaben des Umsatzsteuerrechts 

 umsatzsteuerlicher Zeitpunkt des Um-

satzes (in der Regel Beginn der Waren-

bewegung, also das Versanddatum) 

 Höhe des Umsatzes, also das Entgelt 

abzüglich Rabatten, Skonti etc. 

Auch wenn sich der Anbieter auf dem 

Marktplatz nicht als Unternehmer, son-

dern als Privatanbieter angemeldet hat, 

muss der Plattformbetreiber diese Daten 

aufzeichnen. Statt der Steuernummer 

muss er in diesem Fall das Geburtsdatum 

des Anbieters erfassen. Alle Daten müssen 

für 10 Jahre gespeichert werden. 

Nach den Vorgaben des Finanzministeri-

ums haftet der Plattformbetreiber für 

Umsatzsteuerausfälle auch dann, wenn er 

hätte erkennen müssen, dass eine Regist-

rierung als Nichtunternehmer zu Unrecht 

erfolgt ist. Davon sollen die Betreiber 

ausgehen, wenn der Verkäufer einen jähr-

lichen Umsatz von 17.500 Euro (Kleinun-

ternehmerschwelle) überschreitet. 
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sparnis darunter, muss auch nur dieser Beitrag weitergeleitet 

werden, auch wenn es dem Arbeitgeber freisteht, der Einfach-

heit halber grundsätzlich 15 % Zuschuss zu zahlen. Diese Zu-

schusspflicht gilt ab 2019 für neue und ab 2022 auch für alle be-

reits bestehenden Vereinbarungen.  

 

Vorbereitung auf den harten Brexit 

Ein harter Brexit am 29. März 2019 wird immer wahrscheinli-
cher. Für die Vorbereitung bleibt damit nicht mehr viel Zeit. 
Vor allem Gesellschaften mit einer britischen Rechtsform müs-
sen schnell eine Umwandlung prüfen. 

Seit beinahe zwei Jahren verhandeln Großbritannien und die EU 

über ein Austrittsabkommen. Das wichtigste Ziel haben die Briten 

bereits verfehlt: Den Unternehmen frühzeitig verlässliche Rah-

menbedingungen für ihre Planung zu schaffen. Nun bleiben nur 

noch wenige Wochen, bis am 29. März 2019 für das Vereinigte Kö-

nigreich die zweijährige Frist endet, die der EU-Vertrag für den 

Austrittsprozess vorsieht, und inzwischen deuten alle Anzeichen 

auf einen harten Brexit ohne Austrittsabkommen hin. 

Dass es so weit kommen konnte, ist der britischen Innenpolitik zu 

verdanken. Während die EU mit der mühsam ausgehandelten Ver-

einbarung leben kann, findet sich im britischen Parlament für kei-

ne der denkbaren Brexit-Varianten eine belastbare Mehrheit. Zwar 

sind die Abgeordneten beider großen britischen Parteien jeweils 

mehrheitlich für einen Verbleib in der EU oder zumindest einen 

geordneten Austritt, doch die beiden Parteianführer Theresa May 

und Jeremy Corbyn sind we-

der als große EU-Freunde 

noch für eine gedeihliche Zu-

sammenarbeit bekannt. 

Das Ringen um ein Austritts-

abkommen ist daher im Ver-

einigten Königreich längst zu 

einem Ringen um die Regie-

rungsmacht geworden, bei 

dem derjenige verliert, der zuerst nachgibt. Diese unkonstruktive 

Haltung spielt der radikalen Minderheit in die Hände, die auf einen 

harten Bruch mit der EU setzt, also einen Brexit ganz ohne Aus-

trittsabkommen. Um Ende März einen harten Brexit samt dem da-

mit verbundenen Chaos zu vermeiden, bleiben fünf Auswege, die 

aber aus unterschiedlichen Gründen wenig wahrscheinlich sind: 

 Fristverlängerung: Die EU kann einstimmig beschließen, den 

zweijährigen Austrittszeitraum zu verlängern. Dem sind die EU-

Staaten zwar nicht grundsätzlich abgeneigt, allerdings nur unter 

der Voraussetzung, dass damit eine Änderung am Status quo er-

reichbar wäre – was momentan nicht absehbar ist. Eine prob-

lemlose Verlängerung wäre zudem nur um wenige Wochen mög-

lich, denn im Mai steht die nächste Europawahl an. An dieser 

müssten auch die Briten teilnehmen, wenn sie zu diesem Zeit-

punkt noch Mitglied in der EU sind, da andernfalls dem nächsten 

EU-Parlament die demokratische Legitimation fehlen würde, 

was sich die EU auf keinen Fall leisten kann. Es ist inzwischen 

aber zu spät, um die Wahl in Großbritannien noch rechtzeitig zu 

organisieren – vom politischen Widerstand ganz abgesehen. 

 Rückzug: Im Dezember hat der Europäische Gerichtshof einen 

weiteren Ausweg aus dem Brexit-Dilemma eröffnet, indem er 

Brexit-Checkliste für Firmen 

Welche Folgen ein harter Brexit für ein 

Unternehmen haben kann und wie die 

beste Vorbereitung dafür aussieht, ist von 

Betrieb zu Betrieb verschieden. Ein Be-

trieb, der ausschließlich im Inland Ge-

schäfte betreibt, wird meist nur indirekt 

die Folgen zu spüren bekommen, bei-

spielsweise durch vorübergehende Liefer-

engpässe oder neue Anforderungen von 

Kunden. Umgekehrt sind Unternehmen 

mit weltweiten Geschäftsbeziehungen in 

der Regel bereits mit Zollformalitäten und 

anderen steuerlichen und rechtlichen 

Vorgaben vertraut, die im internationalen 

Geschäftsverkehr zu beachten sind und 

nach einem harten Brexit auch auf das 

Vereinigte Königreich anzuwenden sind. 

Wer bisher aber nur EU-weit Geschäfte 

gemacht hat oder nur gelegentlich Ge-

schäftspartner im Ausland hat, sollte noch 

vor dem Brexit zumindest folgende Punk-

te prüfen und entsprechend disponieren: 

 Zollregistrierung: Mit dem Brexit sind 

für Warentransporte Zollformalitäten 

zu beachten. Für die Zollanmeldung 

müssen sich Unternehmen grundsätz-

lich bei den Zollbehörden registrieren 

und eine EORI-Nummer beantragen. 

Der Datenaustausch zwischen Unter-

nehmen und Zollbehörden erfolgt über 

das  IT-Systems ATLAS, für das eben-

falls eine Registrierung und eine zerti-

fizierte Software notwendig ist. 

 Zollanmeldung: Für die Zollanmeldung 

sind neben der korrekten Warentarif-

nummer ggf. weitere Angaben oder 

Genehmigungen notwendig. Es können 

auch Verbote und Beschränkungen 

greifen, die innerhalb der EU nicht zur 

Anwendung kommen. Alternativ kann 

ein Zolldienstleister (Transporteur) mit 

der Abwicklung beauftragt werden. 

 Einfuhrumsatzsteuer: Für Importe aus 

Großbritannien fällt nach einem har-

ten Brexit neben eventuellen Zöllen in 

jedem Fall Einfuhrumsatzsteuer an. 

 Transport & Verkehr: Besonders un-

mittelbar nach dem Brexit kann es zu 

Flugausfällen und längeren Lieferzei-

ten kommen. Grenzkontrollen werden 

sowohl im Personen- als auch im Gü-

terverkehr mehr Zeit beanspruchen. 

 Reisen: Bei Dienstreisen oder Arbeit-

nehmerentsendungen nach Großbri-

tannien können Aufenthalts- und Ar-

beitsgenehmigungen oder ein Visum 

notwendig werden. Auch die Nutzung 

des eigenen Smartphones kann teuer 

werden, weil britische Mobilfunkbe-

treiber nicht mehr der Roaming-

Preisdeckelung der EU unterliegen. 
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festgestellt hat, dass die Briten ihren Austrittsantrag auch ein-

seitig wieder zurückziehen können, ohne dass dem die anderen 

EU-Staaten zustimmen müssten. Theoretisch könnten die Briten 

somit auch einen Rücktritt vom Austritt erklären und anschlie-

ßend erneut den Austrittsprozess in Gang setzen, um die zwei-

jährige Austrittsfrist erneut zu starten. Was nach einer elegan-

ten Lösung für die ablaufende Frist oder zumindest einem trick-

reichen politischen Manöver aussieht, ist trotzdem wenig wahr-

scheinlich. Die Rücknahme des Austritts müsste nämlich die bri-

tische Regierung unter Premierministerin Theresa May anstoßen. 

Das käme einer innenpolitischen Bankrotterklärung gleich. 

 Zweites Referendum: Immer wieder wird in der Presse ein 

neues Referendum über den Brexit zur Sprache gebracht. In 

Großbritannien gibt es viele Befürworter für dieses Szenario. 

Die Hoffnung dabei ist, dass die Mehrheitsverhältnisse diesmal 

deutlich zu Gunsten der EU ausfallen würden. Das Problem an 

einem neuen Referendum ist aber, dass dessen Organisation 

aufgrund der gesetzlichen Vorgaben im Vereinigten Königreich 

mindestens fünf Monate in Anspruch nehmen würde. Ein zweites 

Referendum vor dem Brexit am 29. März 2019 ist somit ausge-

schlossen. Die Briten würden also in jedem Fall die EU verlassen 

und müssten nach einem 

neuen Referendum die 

Mitgliedschaft neu bean-

tragen – ein sehr unwahr-

scheinliches Szenario. 

 Nachgeben der EU: Die EU 

könnte den Briten bei ih-

ren wichtigsten Anliegen, 

insbesondere dem 

Backstop, entgegenkommen. Von dieser Fundamentalforderung 

abzuweichen, wäre für die EU aber der Anfang vom Ende, weil 

sie damit die Interessen eines wichtigen Mitgliedsstaats den In-

teressen eines künftigen Nichtmitglieds opfern und die EU-

kritischen Kräfte in allen EU-Staaten stärken würde. Grundle-

gende Änderungen am ausgehandelten Abkommen sind von EU-

Seite daher nicht zu erwarten – allenfalls weitere gesichtswah-

rende Absichtserklärungen. 

 Nachgeben der Briten: Wird die Austrittsvereinbarung vom bri-

tischen Parlament doch noch angenommen, wären die Briten für 

eine Übergangsphase trotz ihres Ausscheidens aus der EU weiter 

wie ein EU-Mitglied gestellt, sodass sich am 29. März 2019 für 

Bürger und Unternehmen vorerst wenig ändern würde. In dieser 

Übergangsphase könnten beide Seiten weitere Details für die 

fernere Zukunft aushandeln. Von allen Auswegen aus dem fest-

gefahrenen Brexit-Dilemma ist dies das wahrscheinlichste Sze-

nario, aber dazu müssten die politischen Kräfte im Vereinigten 

Königreich doch noch zueinander finden. Ob der Leidensdruck 

wenige Tage vor dem Brexit dafür ausreichen wird, ist noch 

nicht absehbar. 

Wer immer noch auf einen geregelten Austritt der Briten aus der 

EU gehofft und auch nur indirekt Geschäftsbeziehungen zum Ver-

einigten Königreich hat, muss sich nun schleunigst auf das Szenario 

eines harten Brexits vorbereiten. Die wichtigsten Punkte haben wir 

für Sie in der „Brexit-Checkliste für Firmen“ zusammengestellt. 

Die deutsche Politik geht in der Brexit-Vorbereitung zwar nicht ge-

rade als leuchtendes Beispiel voran, tut aber doch zumindest eini-

ges, um den Brexit für die Wirtschaft und die Bürger so schmerzlos 

 Unternehmerstatus: Nach dem Brexit 

kann der Nachweis der Unternehmer-

eigenschaft bei Geschäften mit briti-

schen Unternehmen nicht mehr mittels 

einer UStIdNr. geführt werden. 

 Steuervorteile: Bei den Ertragsteuern 

sind viele Steuerbegünstigungen auf 

EU-Staaten beschränkt. Diese können 

nicht mehr für Betriebe, Tochterge-

sellschaften oder Gesellschafter in 

Großbritannien genutzt werden. 

 Gesellschaften: Gesellschaften mit ei-

ner britischen Rechtsform (Limited) 

und Sitz in Deutschland verlieren mit 

dem Brexit ihren Status als Kapitalge-

sellschaft. Alternativen dazu sind die 

Verschmelzung mit einer deutschen 

Gesellschaft oder die Liquidation. 

 Finanztransaktionen: Bisher ist Groß-

britannien Teil des SEPA-Systems für 

Überweisungen und Finanztransaktio-

nen und möchte diesen Status auch 

weiterhin beibehalten. Ob sich die Be-

dingungen im Zahlungsverkehr ändern, 

hängt von der Form des Austritts ab. 

 Versicherungen: Britische Versiche-

rungsunternehmen werden ihre EU-

Zulassung verlieren. Übergangsrege-

lungen sind zwar geplant, aber wer 

Versicherungen bei einem britischen 

Anbieter hat, muss sich jetzt über die 

Folgen des Brexits informieren. 

 Datenschutz: Mit dem Brexit wird 

Großbritannien zum unprivilegierten 

Drittland. Personenbezogene Daten 

können nach Großbritannien damit nur 

noch unter speziellen Bedingungen 

übermittelt werden. Die Datenschutz-

behörden wollen bei rechtswidrigen 

Datentransfers hart durchgreifen. 

 Schutzrechte: Gewerbliche Schutz-

rechte (Marken, Geschmacksmuster, 

Patente etc.) auf EU-Ebene können 

nach dem Brexit nicht mehr für Groß-

britannien angemeldet werden, son-

dern müssen dort separat beantragt 

werden. Ob bestehende Schutzrechte 

auch in Großbritannien weiter gelten, 

hängt von der Form des Austritts ab. 

Eventuell müssen diese nach dem Aus-

tritt dort neu angemeldet werden. 

 Produktkennzeichnung: Die Standards 

für Produktsicherheit in Großbritanni-

en können sich verändern. Waren, die 

für den britischen Markt produziert 

oder vertrieben werden, müssen mög-

licherweise neu zertifiziert werden. 

Einen ausführlicheren Brexit-Check, der 

auch auf Bereiche eingeht, die nur ein-

zelne Branchen betreffen, bietet bei-

spielsweise die IHK auf Ihrer Website un-

ter https://www.ihk.de/brexitcheck an. 

https://www.ihk.de/brexitcheck
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wie möglich zu machen. Viele notwendige Gesetzesänderungen 

sind erst in den letzte Wochen verabschiedet worden oder nach 

wie vor in Arbeit. Vor allem das Brexit-Steuerbegleitgesetz soll 

noch ergänzt werden, auch wenn für die Verabschiedung durch 

Bundestag und Bundesrat nur noch wenige Wochen Zeit bleiben. 

Bei der Beratung des Gesetzentwurfs im Finanzausschuss des Bun-

destags am 13. Februar 2019 wurden fehlende Regelungen in meh-

reren Bereichen bemängelt. Ergänzungen des Entwurfs seien etwa 

im Bereich Erbschaftsteuer und Riester-Rente notwendig. Auch Re-

gelungen zur Umsatzsteuer fehlen in dem Entwurf. Schließlich 

müsse geklärt werden, wie Gesellschaften nach britischem Recht 

künftig steuerlich behandelt werden sollen. In rechtlicher Hinsicht 

ist für diese Gesellschaften immerhin bereits eine Ergänzung im 

Umwandlungsrecht vorgenommen worden. 

Kurz nach der Jahrtausendwende führte die Rechtsprechung des 

Europäischen Gerichtshofs und des Bundesgerichtshofs dazu, dass 

sich deutsche Unternehmen auch der Gesellschaftsformen anderer 

EU-Staaten bedienen durften. Einige Jahre lang erfreute sich des-

halb vor allem die britische Limited reger Beliebtheit bei Existenz-

gründern in Deutschland, bis die Einführung der UG als „Mini-

GmbH“ auch eine deutsche 

Rechtsform für eine haf-

tungsbeschränkte Kapitalge-

sellschaft mit minimalem 

Stammkapital schuf. 

In Deutschland sind nach In-

formationen der Bundesregie-

rung derzeit noch etwa 8.000 

bis 10.000 Unternehmen in 

der Rechtsform einer Limited tätig. Mit einem ungeregelten Brexit 

können in Deutschland ansässige Gesellschaften in einer britischen 

Rechtsform allerdings nicht mehr von der Niederlassungsfreiheit 

Gebrauch machen und werden in Deutschland nicht mehr als 

rechtsfähige Gesellschaften ausländischen Rechts anerkannt. 

Das Bundesjustizministerium geht aufgrund der Rechtsprechung 

des Bundesgerichtshofs derzeit davon aus, dass die betreffenden 

Gesellschaften dann als eine der deutschen Auffangrechtsformen 

behandelt werden, also als offene Handelsgesellschaft (OHG) oder 

als Gesellschaft bürgerlichen Rechts (GbR). Eine Ein-Personen-

Limited wird voraussichtlich als Einzelkaufmann behandelt. Das 

kann für die Gesellschafter gravierende Folgen haben. Ihnen droht 

im Ernstfall eine persönliche Haftung mit ihrem Privatvermögen 

auch für Altschulden der Gesellschaft. Diese Folge eines Brexits 

können die betroffenen Unternehmen mit einer Umwandlung in ei-

ne deutsche Rechtsform vermeiden. 

Um dies zu erleichtern, haben Bundestag und Bundesrat kurz vor 

dem Jahreswechsel eine Änderung des Umwandlungsgesetzes be-

schlossen, die am 1. Januar 2019 in Kraft getreten ist. Das Gesetz 

schafft neben der bereits bestehenden Möglichkeit der geordneten 

Umwandlung einer Limited in eine deutsche Kapitalgesellschaft 

(GmbH) zusätzlich die Möglichkeit der Verschmelzung auf eine Per-

sonenhandelsgesellschaft, zum Beispiel eine GmbH & Co. KG oder 

eine UG (haftungsbeschränkt) & Co. KG. Letztere bietet den Vor-

teil, dass in der verbleibenden kurzen Zeit bis zum Brexit nicht das 

Mindestkapital von 25.000 Euro aufgebracht werden muss, das für 

eine GmbH-Gründung erforderlich ist. 

Darüber hinaus enthält das Gesetz eine Übergangsvorschrift für al-

le zum Zeitpunkt des Brexits bereits begonnenen grenzüberschrei-

Jahresabschluss und 
Steuererklärungen für 2018 

Einige Änderungen im Steuerrecht aus 

dem letzten Jahr machen sich erstmals 

beim Jahresabschluss oder der Steuerer-

klärung für 2018 richtig bemerkbar. 

 Geringwertige Wirtschaftsgüter: Die 

Wertgrenze für die Sofortabschreibung 

geringwertiger Wirtschaftsgüter wurde 

2018 fast verdoppelt auf 800 Euro. 

Auch die Wertgrenze für die Bildung 

eines Sammelpostens wurde angeho-

ben. Wer von der Sammelpostenrege-

lung Gebrauch macht, kann in der Bi-

lanz 2018 nun Wirtschaftsgüter bis zu 

einem Wert von 250 Euro statt bisher 

150 Euro sofort voll abschreiben. 

 Investmentsteuerreform: Mit der In-

vestmentsteuerreform haben sich ab 

2018 die Regeln für die Besteuerung 

von Erträgen aus Investmentfonds ge-

ändert. Die Reform sieht bei der Be-

steuerung der Erträge aus Fondsantei-

len im Betriebsvermögen eine rechts-

formabhängige Freistellung vor und 

vereinfacht radikal die Angabe der Er-

träge in der Steuererklärung für Pri-

vatanleger. Weil bei einer ertragsteu-

erlichen Organschaft neben Kapitalge-

sellschaften auch natürliche Personen 

Organträger sein können, werden ab 

2019 die Fondserträge nicht bei der 

Organgesellschaft, sondern erst auf 

Ebene des Organträgers berücksichtigt. 

 Abgabefristen: Die Fristen für die 

Steuererklärungen der Jahre ab 2018 

werden um zwei Monate verlängert. 

Ohne Steuerberater sind die Erklärun-

gen damit in diesem Jahr erstmals zum 

31. Juli fällig, auch wenn mehrere 

Bundesländer schon in den vergange-

nen Jahren teilweise oder vollständig 

die verlängerte Abgabefrist angewandt 

haben. Für die vom Steuerberater er-

stellten Steuererklärungen bleiben 

jetzt sogar 14 Monate Zeit, sofern das 

Finanzamt die Erklärung nicht extra 

vorab anfordert. 

 Verspätungszuschlag: Verbunden mit 

den verlängerten Abgabefristen sind 

neue Regeln für den Verspätungszu-

schlag für die Steuererklärungen der 

Jahre ab 2018. Nun muss das Finanz-

amt zwingend einen Verspätungszu-

schlag festsetzen, wenn keine Fristver-

längerung beantragt wurde und die 

Steuererklärung nicht 14 Monate nach 

Ablauf des Veranlagungszeitraums oder 

Besteuerungszeitpunkts beim Finanz-

amt ist. Für jeden angefangenen Mo-

nat der Verspätung sind dann 0,25 % 

der festgesetzten Steuer, mindestens 

aber 25 Euro fällig. 
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tenden Verschmelzungsvorgänge in eine Rechtsform deutschen 

Rechts. Es reicht aus, wenn die Gesellschafter den Verschmel-

zungsplan rechtzeitig vor Wirksamwerden des Brexits notariell be-

urkunden lassen. Die übrigen Schritte des mehraktigen Verschmel-

zungsverfahrens können noch danach durchgeführt werden. Der 

Vollzug durch das Handelsregister muss spätestens nach zwei Jah-

ren beantragt werden. 

Die Übergangsvorschrift gilt sowohl im Fall eines harten Brexits im 

März als auch im Fall eines Austrittsabkommens zwischen der EU 

und dem Vereinigten Königreich. Kommt es zu einem Austrittsab-

kommen mit Übergangszeitraum, verlängert sich entsprechend die 

Frist für eine rechtzeitige notarielle Beurkundung des Verschmel-

zungsplans bis zum Ablauf des im Abkommen geregelten Über-

gangszeitraums. 

Weitere Informationen und Angebote zum Brexit gibt es von der 

Bundesregierung und anderen öffentlichen Institutionen: 

 Einen Katalog mit Fragen und Antworten sowie weiteren Infor-

mationen bietet die Bundesregierung unter https://www. 

bundesregierung.de/breg-de/themen/europa/brexit an. 

 Das Wirtschaftsministerium hat auf seiner Internetseite umfang-

reiche Informationen für Unternehmen unter https://www. 

bmwi.de/Redaktion/DE/Artikel/Europa/brexit.html und bietet 

ein Brexit-Infotelefon unter (030) 340 6065 61 an, an das sich 

Bürger und Unternehmen mit ihren Fragen wenden können. 

 Die Zollverwaltung stellt auf ihrer Website https://www.zoll.de 

Informationen zum Brexit in Bezug auf die zoll- und verbrauch-

steuerrechtlichen Themen zur Verfügung.   

 

Falls diese Informationen Ihr Interesse gefunden haben und Sie 

noch Fragen oder Interesse an einer Beratung haben, stehen wir 

Ihnen gerne zur Verfügung. Bitte vereinbaren Sie dann einen Ter-

min oder wenden Sie sich per Fax an uns. 

Mit freundlichen Grüßen 

 

 

 

Enteignung ist keine Veräußerung 

Ordnet eine Kommune die Übertragung 

des Eigentums an einem Grundstück auf 

sich selbst gegen Zahlung einer Entschä-

digung an und enteignet damit den 

Grundstückseigentümer, ist der daraus 

erzielte Gewinn nicht steuerpflichtig. Ein 

steuerpflichtiges privates Veräußerungs-

geschäft setzt nach Überzeugung des Fi-

nanzgerichts Münster voraus, dass die Ei-

gentumsübertragung auf eine wirtschaft-

liche Betätigung des Eigentümers zurück-

zuführen ist. Eine Verkaufsabsicht des Ei-

gentümers fehlt aber, wenn stattdessen 

das Grundstück enteignet wird. 

 

Ungültiger Formwechsel in GmbH 
löst Grunderwerbsteuer aus 

Zwar gibt es im Handelsrecht mehrere 

Möglichkeiten, ein Einzelunternehmen in 

eine GmbH zu überführen, doch ein direk-

ter Formwechsel eines Einzelunterneh-

mens in eine Ein-Mann-GmbH ist im Um-

wandlungsgesetz nicht vorgesehen. Wenn 

ein solcher irregulärer Formwechsel eines 

grundbesitzenden Einzelunternehmens of-

fiziell beurkundet und im Handelsregister 

eingetragen wurde, kann das bei der 

GmbH die Entstehung von Grunderwerb-

steuer auslösen. Der Bundesfinanzhof hat 

in einem derartigen Fall den Formwechsel 

als Einbringung gedeutet, die nicht bei 

der Grunderwerbsteuer begünstigt ist. Mit 

der richtigen Beratung und rechtlichen 

Ausgestaltung hätte der Unternehmer viel 

Steuer sparen können.  

 

 

https://www.zoll.de/
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Sofortabschreibung und GWG-Sammelposten 

Seit 2018 gelten höhere Grenzbeträge für die Sammelposten- 
oder Sofortabschreibung von geringwertigen Wirtschaftsgütern. 

Wirtschaftsgüter für das Anlagevermögen müssen in der Regel über 

mehrere Jahre abgeschrieben werden. Zwar bedeutet die Anschaf-

fung oder Herstellung einen gewissen finanziellen Aufwand, doch 

dem Steuerzahler geht erst einmal kein Vermögen verloren, denn 

er hat nun statt Geld ein gleichwertiges Wirtschaftsgut. Erst die 

Wertminderung durch Alterung und den Gebrauch führt zu einer 

tatsächlichen Vermögensminderung und wird steuerlich durch die 

Absetzung für Abnutzung (AfA) berücksichtigt. 

Bei wertvollen Wirtschaftsgütern mag der Aufwand für die jährli-

che Ermittlung und Verbuchung der AfA für jedes einzelne Wirt-

schaftsgut gerechtfertigt sein. Für Wirtschaftsgüter mit geringem 

Wert (GWG) wäre er aber in jedem Fall übertrieben. Das Steuer-

recht sieht daher schon lange vor, dass Wirtschaftsgüter mit An-

schaffungs- oder Herstellungskosten unterhalb eines bestimmten 

Betrags sofort in voller Höhe abgeschrieben werden können. Seit 

1965 lag diese Wertgrenze bei 800 DM und wurde mit der durch die 

Euroeinführung bedingten Umrechnung auf 410 Euro aufgerundet. 

Preissteigerungen haben dazu geführt, dass die seit über 50 Jahren 

im Wesentlichen unveränderte Wertgrenze immer weniger Wirt-

schaftsgüter erfasst. Das hat sich mit dem 1. Januar 2018 geändert, 

denn alle ab diesem Tag angeschafften, hergestellten oder ins Un-

ternehmen eingelegten Wirtschaftsgüter können bis zu einem Auf-

wand von 800 Euro im Jahr der Anschaffung oder Herstellung so-

fort voll abgeschrieben werden. Wer statt der GWG-Abschreibung 

die Sammelpostenabschreibung nutzt, kann seit 2018 Wirtschafts-

güter bis zu einem Wert von 250 Euro statt wie bisher 150 Euro so-

fort voll abschreiben. Auch die Dokumentationspflichten für GWG 

greifen seit 2018 erst ab einem Wert von 250 Euro statt 150 Euro. 

Für die Abschreibung von Wirtschaftsgütern mit geringem Wert 

gibt es nach wie vor vier Alternativen, zwischen denen der Eigen-

tümer weitgehend frei wählen kann:  

 Sofortiger Aufwand: Wirtschaftsgüter mit einem Wert unter 

der Dokumentationspflichtschwelle von 250 Euro werden übli-

cherweise als sofort abzuziehender Aufwand erfasst und sind 

damit keine GWG im engeren Sinn. 

 GWG-Abschreibung: Für Wirtschaftsgüter mit einem Wert von 

bis zu 800 Euro gibt es die Abschreibung als GWG. Die Kosten 

werden dabei ebenfalls in voller Höhe im Jahr des Zugangs ab-

gezogen, aber die Wirtschaftsgüter sind mit dem Tag des Be-

triebszugangs und den jeweiligen Anschaffungs- oder Herstel-

lungskosten einzeln zu erfassen. Das kann direkt in der Buchfüh-

rung geschehen oder in einem separaten Verzeichnis. 

 Sammelposten: Mit dem Sammelposten lässt sich der Aufwand 

einer individuellen Abschreibung weiter reduzieren, aber um 

den Preis einer Abschreibung über 5 Jahre. Außerdem werden 

alle im selben Jahr angeschafften Wirtschaftsgüter mit einem 

Wert zwischen 250 Euro und 1.000 Euro dem Sammelposten zu-

geordnet, wenn die Regelung genutzt wird. 

 Normale Abschreibung: Auch Wirtschaftsgüter mit geringem 

Wert können über die gewöhnliche Nutzungsdauer abgeschrie-

ben werden, sofern sie nicht aufgrund der Anwendung der 

Sammelpostenregelung zwingend diesem zuzuordnen sind.  

CCHHEECCKKLLIISSTTEENN  »»GGEERRIINNGGWWEERRTTIIGGEE  

WWIIRRTTSSCCHHAAFFTTSSGGÜÜTTEERR  ((GGWWGG))««  

Voraussetzungen 

Nicht alle Wirtschaftsgüter können als 

GWG abgeschrieben werden. Damit die 

GWG-Abschreibung in Frage kommt, müs-

sen mehrere Voraussetzungen erfüllt sein. 

 Anschaffungskosten: Zu den Anschaf-

fungs- oder Herstellungskosten eines 

Wirtschaftsguts gehören auch die Ne-

benkosten für den Erwerb sowie die 

Herstellung der Betriebsbereitschaft. 

Insbesondere sind das Transport- oder 

Versandkosten. Anschaffungspreismin-

derungen, Rücklagen, erfolgsneutrale 

Zuschüsse oder genutzte Investitions-

abzugsbeträge sind dagegen von den 

Anschaffungskosten abzuziehen. Rele-

vant sind zudem nur Erwerbsnebenkos-

ten im Wirtschaftsjahr des Zugangs. 

Nachträgliche Anschaffungskosten in 

einem späteren Wirtschaftsjahr sind 

auch sofort abziehbar, wenn das Wirt-

schaftsgut sofort abgeschrieben wur-

de, selbst wenn durch diese eine 

Wertgrenze überschritten würde. 

 Wertgrenze: Bei der Prüfung, ob die 

relevante Wertgrenze (250, 800 oder 

1.000 Euro) überschritten wird, ist 

grundsätzlich vom Nettobetrag der An-

schaffungs- oder Herstellungskosten 

auszugehen. Das gilt auch für Kleinun-

ternehmer, Ärzte und andere Personen 

ohne Vorsteuerabzugsberechtigung. 

 Beweglichkeit: Die GWG-Abschreibung 

gilt nur für bewegliche Wirtschaftsgü-

ter, also nicht für Immobilien oder 

immaterielle Anlagegüter wie Lizenzen 

oder Software. Eine Ausnahme gibt es 

für Trivialsoftware, die ebenfalls als 

bewegliches Wirtschaftsgut gilt. Dazu 

gehören Programme mit Anschaffungs-

kosten bis zur GWG-Wertgrenze von 

800 Euro und solche Programme, die 

lediglich Daten ohne besondere Verar-

beitung speichern (Textverarbeitung, 

Tabellenkalkulation etc.). 

 Eigenständigkeit: Um ein Wirtschafts-

gut als GWG abschreiben zu können, 

muss es selbstständig nutzbar sein. Ist 

es nur mit einem anderen Wirtschafts-

gut voll nutzbar, zählt es als Teil die-

ses Wirtschaftsguts (s. Checkliste „Ei-

genständige Nutzbarkeit“). 

 Abnutzbarkeit: Das Wirtschaftsgut 

muss für eine GWG-Abschreibung ab-

nutzbar sein, also durch den betriebli-

chen Gebrauch an Wert verlieren. 
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GWG-Abschreibung per Investitionsabzugsbetrag 

Mit dem Investitionsabzugsbetrag können auch Wirtschaftsgü-
ter mit höheren Anschaffungs- oder Herstellungskosten als ge-
ringwertige Wirtschaftsgüter abgeschrieben werden. 

Ob ein Wirtschaftsgut nach den Regeln für geringwertige Wirt-

schaftsgüter abgeschrieben werden kann, hängt nicht vom Kauf-

preis oder den direkten Herstellungskosten des Wirtschaftsguts ab, 

sondern vom steuerlich anzusetzenden Wert. Dieser kann höher als 

der Kaufpreis ausfallen, beispielsweise wenn bei der Anschaffung 

Versandkosten oder andere Nebenkosten angefallen sind. Durch 

die geschickte Ausnutzung des Investitionsabzugsbetrags kann der 

anzusetzende Wert aber auch um bis zu 40 % gedrückt werden. 

Die Anforderungen an die Geltendmachung eines Investitionsab-

zugsbetrages wurden 2016 deutlich reduziert. Seither muss weder 

die Art oder Funktion des anzuschaffenden Wirtschaftsguts noch  

die Höhe der voraussichtlichen Anschaffungs- oder Herstellungs-

kosten angegeben werden. Entscheidend ist damit in erster Linie, 

ob der Betrieb das jeweils anzuwendende Größenmerkmal unter-

schreitet. Bei bilanzierenden Unternehmen darf das Betriebsver-

mögen nicht mehr als 235.000 Euro betragen, und bei der Einnah-

men-Überschuss-Rechnung darf der Gewinn nicht über 100.000 Eu-

ro liegen. Für land- und forstwirtschaftliche Betriebe gilt eine 

Grenze beim (Ersatz-)Wirtschaftswert von 125.000 Euro. 

Wenn das anzuwendende Größenmerkmal nicht überschritten wird, 

kann der Betrieb Investitionsabzugsbeträge von bis zu 200.000 Euro 

in Anspruch nehmen. Den Abzugsbetrag muss der Betrieb vor dem 

Wirtschaftsjahr der Anschaffung oder Herstellung geltend machen. 

Im Jahr der Anschaffung oder Herstellung können dann dem steu-

erpflichtigen Gewinn bis zu 40 % der Anschaffungs- oder Herstel-

lungskosten gewinnerhöhend hinzugerechnet werden, soweit in 

entsprechender Höhe noch ungenutzte Investitionsabzugsbeträge 

vorhanden sind. Im Gegenzug können die Anschaffungs- oder Her-

stellungskosten für das Wirtschaftsgut maximal in Höhe der Hinzu-

rechnung gewinnmindernd herabgesetzt werden. 

Für die Abschreibung des Wirtschaftsguts sind dann nur die redu-

zierten Anschaffungs- oder Herstellungskosten anzusetzen. Liegen 

diese unterhalb der Wertgrenze für die Sofortabschreibung oder 

den Sammelposten, kann damit für das Wirtschaftsgut auch die 

Sammelposten- oder Sofortabschreibung genutzt werden. Ab 2018 

können durch die Nutzung eines Investitionsabzugsbetrags damit 

Wirtschaftsgüter mit Nettoanschaffungs- oder Herstellungskosten 

von bis zu 1.333 Euro sofort abgeschrieben werden (1.333,00 Euro 

abzgl. 40 % = 799,80 Euro). Die Obergrenze für die Sammelposten-

abschreibung bleibt unverändert, sodass hier Wirtschaftsgüter wei-

terhin bis 1.666 Euro einbezogen werden können (1.666,00 Euro 

abzgl. 40 % = 999,60 Euro). 

Beispiel: Für die 2019 geplante Anschaffung von vier hoch-

wertigen Bürostühlen mit einem Nettopreis von je 1.050 Euro 

nimmt das Unternehmen 2018 einen Investitionsabzugsbetrag von 

1.200 Euro in Anspruch. Nach dem Kauf der Stühle im Jahr 2019 

wird der Abzugsbetrag in Höhe von je 300 Euro pro Stuhl ver-

braucht. Der steuerpflichtige Gewinn steigt damit um die Hinzu-

rechnung von 1.200 Euro, die Herabsetzung der Anschaffungskos-

ten wirkt aber in gleicher Höhe gewinnmindernd. Zudem hat da-

durch jeder Stuhl nur noch abzuschreibende Nettoanschaffungskos-

ten von 750 Euro und kann so statt der regulären Abschreibung 

über 13 Jahre sofort als GWG abgeschrieben werden.  

Eigenständige Nutzbarkeit 

Nur selbstständig nutzbare Wirtschaftsgü-

ter können als GWG abgeschrieben wer-

den. Ein Wirtschaftsgut, das nur gemein-

sam mit einem anderen Wirtschaftsgut 

des Anlagevermögens nutzbar ist, kann 

auch nicht selbstständig abgeschrieben 

werden. Beispielsweise ist ein Drucker nur 

gemeinsam mit einem PC sinnvoll nutz-

bar, während ein Kombigerät mit Fax- 

und Scanfunktion auch eigenständig nutz-

bar wäre. Die Zuordnung ist oft nicht ganz 

einfach. Als selbstständig nutzbar gelten 

zum Beispiel: 

 Notebooks, Tablets und Smartphones 

 Druck-Kombigeräte mit Faxfunktion 

 CDs, DVDs, Schallplatten, Ton- und Vi-

deokassetten, USB-Sticks, mobile Fest-

platten und andere mobile Datenträger 

 in sich abgeschlossene Bücher 

 selbstständig nutzbare Werkzeuge oder 

medizinische Instrumente, auch wenn 

sie Teil einer Grundausstattung sind 

 Regale, die aus genormten Regalteilen 

zusammengesetzt sind und in der Re-

gel auf Dauer in dieser Zusammenset-

zung genutzt werden 

 Schreibtischkombiteile wie z. B. Tische 

und Rollcontainer sowie einzelne Ele-

mente einer aus genormten Teilen zu-

sammengesetzten und verschraubten 

Schreibtischkombination, wenn sie 

auch einzeln als Tisch nutzbar wären  

 Steh-, Tisch- und Hängelampen 

 Fässer, Flaschen, Kisten, Paletten und 

ähnliche Lager-/Transportbehältnisse 

Nicht selbstständig nutzbar und damit 

auch nicht als GWG abschreibbar sind da-

gegen u.a. diese Wirtschaftsgüter: 

 Bildschirm, Tastatur, Maus, Drucker 

und andere PC-Peripheriegeräte sowie 

Kabel zur Vernetzung einer EDV-Anlage 

 dauerhaft mit einem PC verbundene 

Datenträger (z. B. interne Festplatten) 

 einzelne Bücher eines mehrbändigen 

Lexikons oder Sammelwerks 

 Maschinenwerkzeuge, die nur mit ei-

ner Maschine genutzt werden können 

(Bohreinsätze, Sägeblätter, Fräsen, 

Drehstähle, Stanzwerkzeuge etc.) 

 Regalteile, die technisch aufeinander 

abgestimmt sind 

 Schreibtischkombiteile, die wegen feh-

lender Standfestigkeit oder aus ande-

ren Gründen nicht selbstständig nut-

zungsfähig sind 

 Leuchtstoffröhren, Lichtbänder und 

Beleuchtungsanlagen zur Beleuchtung 

von Fabrikräumen oder einzelner 

Stockwerke eines Wohnhauses 

 

 

 

Sammelposten 

Die Pflicht zur Aufzeichnung der Arbeits-

zeit gilt für Minijobs (kurzfristige oder ge-



 

Fundstellen zum Mandanten-Rundschreiben 1-2/2019 

 Brexit-Checkliste für Firmen: Brexit-Informationen des Zolls; Information des BMJV vom 23. Januar 

2018; https://www.ihk.de/brexitcheck; „Harter Brexit: Behörden wollen bei rechtswidrigen Daten-

transfers durchgreifen“ aus heise online vom 13. Februar 2019 

 Details zur Aufzeichnungspflicht auf elektronischen Marktplätzen: BMF-Schreiben III C 5 - S 

7420/19/10002 :002 vom 28. Januar 2019; BMF-Schreiben III C 5 - S 7420/14/10005-06 vom 17. Dezem-

ber 2018 

 Beitragsbemessungsgrenzen 2019: Verordnung über maßgebende Rechengrößen der Sozialversiche-

rung für 2019 

 ElsterFormular letztmalig für Steuererklärung 2019 verfügbar: Pressemitteilung des BayLfSt vom 7. 

Januar 2019 

 Ende der Doppelverbeitragung bei Betriebsrenten gefordert: BR-Drucksache 645/18 

 Enteignung ist keine Veräußerung: FG Münster, Urteil vom 28. November 2018, Az. 1 K 71/16 E 

 Jahresabschluss und Steuererklärungen für 2018: Gesetz zur Modernisierung des Besteuerungsver-

fahrens; Gesetz zur Reform der Investmentbesteuerung 

 Notärztlicher Bereitschaftsdienst im Sport ist umsatzsteuerfrei: BFH, Urteil vom 2. August 2018, Az. 

V R 37/17 

 Sachbezugswerte für 2019: SvEV; Zehnte Verordnung zur Änderung der Sozialversicherungsentgelt-

verordnung; BGBl 2018 I S. 1842 

 Soli-Abschaffung bleibt umstritten: „Milliarden für Topverdiener“ aus DIE ZEIT 53/2018 vom 19. De-

zember 2018 

 Sonderabschreibung beim Mietwohnungsbau weiter unklar: BR-Drucksache 607/18; BundesratKOM-

PAKT vom 14. Dezember 2018 

 Überblick der Änderungen für 2019: Gesetz zur Vermeidung von Umsatzsteuerausfällen beim Handel 

mit Waren im Internet und zur Änderung weiterer steuerlicher Vorschriften; Gesetz zur Stärkung und 

steuerlichen Entlastung der Familien sowie zur Anpassung weiterer steuerlicher Regelungen; Gesetz 

zur Beitragsentlastung der Versicherten in der gesetzlichen Krankenversicherung; Zweite Verordnung 

zur Anpassung der Höhe des Mindestlohns; Gesetz zur Stärkung der betrieblichen Altersversorgung und 
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